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Für Erhalt der Wuhren 
Der Bezirk Schwyz ist gegen das 
neue Wasserrechtsgesetz. 3 
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Viel Volk am Märcht 
In Muotathal lockte der zweite 
Märcht viele Besucher an. 7 
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Eigentlich an Köbi Kuhn 
Ein Brief kehrt nach fünf Jahren zur 
Arther Absenderin zurück. 44 
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Grünes Licht für Lehrplan 21 
Arth Einbrecher kommen am liebs­
ten über Mittag oder am frühen 
Nachmittag, ihre Zielobjekte sind 
vorwiegend Ein-und Mehrfamilien­
häuser, am liebsten steigen sie durch 
Fenster und Fenstertüren ein. Diese 
und weitere Einblicke ins Einbre­
cherhandwerk wurden gestern in der 
Türenfabrik Riwag in Arth vermit­
telt. Ein «diplomierter Einbrecher» 
führte gleich vor, wie man Schwach­
stellen findet und knackt (ste.) 6 

Kanton fürchtet 
Mehrkosten 

Kanton Mit einem 3,2 Millionen 
Franken teuren Pavillon soll das 
Platzproblem an der Pädagogischen 
Hochschule Schwyz in Goldau kurz­
fristig gemildert werden. Nun gibt es 
gegen das Vorhaben eine Einsprache. 
Bildungsdirektor Michael Stähli 
warnt vor Verzögerungen und zu­
sätzlichen Kosten. Die Attraktivität 
der Schule sei in Gefahr, erklärte er 
im Kantonsrat (adm.) 5 

Sexuelle Nötigung 
vor Strafgericht 

Schwyz Das kantonale Strafgericht 
hatte sich gestern mit einem Fall von 
sexueller Nötigung zu befassen, bei 
dem Aussage gegen Aussage stan­
den. Ein Mann hatte an einem Fir­
menanlass eine Frau belästigt. Erbe­
hauptete aber, dies sei einvernehm­
lich gewesen, sie hingegen bestritt 
dies. (see.) 7 
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Kanton Der Kanton Schwyz kann mit der Umsetzung des Lehrplans 21 beginnen. Das Bundesgericht 
lehnt eine Beschwerde der Gegner ab. Die Volksinitiative bleibt ungültig. 

Jürg Auf der Maur 

Schlappe für die Gegner des Lehrplans 
21. Ihre Beschwerde ans Bundesgericht 
ist in allen Punkten gescheitert. Wie die 
Schwyzer Regierung und der Kantonsrat 
sagtauchdashöchsteSchweizerGericht, 
dass die Initiative ungültig ist, weil sie 
die Einheit der Materie nicht erfüllt. 

Damit kann die Umsetzung des neu­
en Lehrplans auch im Kanton Schwyz 
Schritt um Schritt an die Hand genom­
men werden. «Mit der klaren Ablehnung 
der Beschwerde steht der Einführung 
des Lehrplans auch aus juristischer Sicht 
nichts mehr im Weg», teilte die Schwy­
zer Staatskanzlei denn auch gestern 
Nachmittag mit. Gemäss Bildungsdirek­
tor Michael Stähli wird diese mit einer 
Umsetzungszeit von fünf Jahren nun in 
den Schulen eingeführt. Mit der Ausbil­
dung der Schulleiter wurde bereits ge­
startet, demnächst kommen die Lehr­
personen an die Reihe. 

Das Gegnerkomitee will sich erst in 

TJ 

den nächsten Tagen äussern. 5 Der Lehrplan 21 wird ab Schuljahr 2018/2019 an der Sekundarschule umgesetzt. 

Brunner Firma wehrt sich 
Brunnen Die Wettkommission Comlot schliesst die Tippgemeinschaft 

Euro-Lotto AG. Diese legt Rekurs ein und droht mit Klagen. 

Die Euro-Lotto Tipp AG in Brunnen ver­
stosse mit der gewerbsmässigen Organi­
sation von Tippgemeinschaften für 
«Euro Millions» gegen das Lotterie­
recht. Zu diesem Schluss kommt die Lot­
terie- und Wettbewerbskommission 
Comlot des Bundes. Die Aufsichtskom­
mission verfügte deshalb, dass die Firma 
innert dem nächsten Halbjahr ihre Akti­
vitäten einstellen muss. Mindestens 20 
Beschäftigte stehen damit vor dem Aus. 

Dagegen wehrt sich die Brunner Fir­
ma. «So geht das nicht», sagt Geschäfts­
leiter Walter Inderbitzin. Er wird bei der 
zuständigen Rekurskommission Be­
schwerde einreichen und kündigt bereits 

liir ii. 
Walter lnderbitzin, Euro-Lotto Tipp AG, 
Brunnen. Bild:PD 

jetzt an, bis vor Bundesgericht zu gehen. 
Auch eine Staatshaftungsklage sei nicht 
ausgeschlossen. 

Inderbitzin argumentiert, dass die 
Firma ihr Geschäftsmodell 2007 vorgän­
gig bei verschiedenen Bundesstellen 
habe prüfen lassen, und sie habe griines 
Licht bekommen. Seither sei ihr gegen­
über mehrmals schriftlich festgehalten 
worden, dass ihre Aktivitäten rechtlich 
seien. Nach zehn Jahren und vielen In­
vestitionen werde nun alles ins Gegen­
teil gekehrt. Inderbitzin: «Das ist ein un­
durchsichtiger Entscheid.» 

Jürg Auf der Maur 3 

Leuthard kritisiert Tiefbahnhof 
Luzern Verkehrsministerin Doris Leuthard ist vom Konzept 

des Durchgangsbahnhofs nicht überzeugt. Aus mehreren Gründen. 

Die Spatzen pfeifen es schon seit Wo­
chen von den Perrondächern: Der Lu­
zerner Tiefbahnhof ist beim Bund für 
den Bahnausbau ab 2030 nicht die ers­
te Wahl. Das bekräftigt Bundesrätin 
und Verkehrsministerin Doris Leut­
hard (CVP) nun im Interview. Das Kos­
ten-Nutzen-Verhältnis beim 2,4 Mil­
liarden Franken teuren, unterirdi­
schen Durchgangsbahnhof müsse 

optimiert werden. Zudem stelle sich 
die Frage, ob das Projekt ohne vorgän­
gigen Ausbau des Zimmerbergtunnels 
zwischen Zug und Zürich den ange­
strebten Nutzen bringe. 

Doris Leuthard plädiert bei der 
weiteren Verkehrsplanung in Luzern 
für eine Gesamtsicht. Konkret müss­
ten der Tiefbahnhofund die ebenfalls 
geplante Stadtautobahn Bypass aufei-

nander abgestimmt werden. Ein Plan 
B in Form einer gänzlich neuen Bahn­
ausbau-Variante sei trotzdem nicht 
notwendig. 

Luzern ist nicht die einzige Region, 
die sich mit einem Projekt um Bundes­
gelder bewirbt. Im Rennen sind auch 
der Kanton Zürich und die Genfersee­
region. National- und Ständerat werden 
2019 darüber beraten. (avd.) 17 
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Frisch eingetroffen! Kräftige und wüchsige 
Obstbäume und Rosenpflanzen 
aus Freilandkultur. Geniessen Sie jetzt 

den herbstlichen Farbenrausch 
in unserem Pflanzencenter! 

FC Zürich bleibt 
auf Kurs 

Fussball Der FC Zürich erreicht im drit­
ten Gruppenspiel der Europa League bei 
Steaua Bukarest ein 1:1. Die Zürcher 
zeigten wie schon gegen Villarreal (1:2) 
und Osmanlispor (2:1) eine gute Leis­
tung, drohten aber auch ihr zweites Aus­
wärtsspiel zu verlieren. Moussa Kone ge­
lang in der 85. Minute der verdiente Aus­
gleichstreffer, nachdem die Rumänen 
nach einer guten Stunde in Führung ge­
gangen waren. Das Team von Uli Forte 
belegt damit in der Gruppe L nach Halb­
zeit der Gruppenphase den zweiten 
Platz, der zum Einzug in die Sechzehn­
telfinals berechtigt (sda.) 35 
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Kantonsrat will die i 
Hintergründe wissen 
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Schlappe für Lehrplan-Gegner 
Schwyz Dass die Regierung das Ener­
giegesetz vor Kurzem einfach versenkte, 
beschäftigt nun auch das Parlament. 
Kantonsrat Dominik Blunschy hat eine 
Interpellation eingereicht und verlangt 
von der Regierung vertiefte Auskunft, 
wie und weshalb der Entscheid zustan­
de kam. 

«Wir sind der Meinung, dass der 
Kanton Schwyz so eine grosse Chance 
verpasst», schreibt der Schwyzer Kan­
tonsrat. Ein revidiertes Energiegesetz 
wäre für den Kanton Schwyz bezüglich 
Versorgung und Produktion imageför­
dernd gewesen, hält Blunschy fest. 
Durch die Sistierung der Teilrevision des 
Energiegesetzes widerspreche sich der 
Regierungsrat auch seiner eigens verab­
schiedeten Energiestrategie 2013-2020 
und den darin klar definierten Zielen. 

Blunschy will wissen, was sich «seit 
dem Gesetzgebungsauftrag in der Aus­
gangslage geändert hat, was diese Rich­
tungsänderung und den damit verbun­
denen Leerlauf rechtfertigt und wie sich 
dieser in Stunden und Franken beziffern 
lässt». (adm.) 

\\Tasserversorgung 
wird saniert 

Oberschönenbuch Am 28. Februar ha­
ben die Stimmbürger der Gemeinde 
Schwyz einen Beitrag von 650 000 Fran­
ken an die Sanierung und Übergabe der 
Wasserversorgung Oberschönenbuch 
gutgeheissen. Nun erfolgt die Bauaus­
schreibung. Damit kann die Wasserver­
sorgung im Gebiet Oberschönenbuch 
qualitativ und quantitativ langfristig ge­
sichert werden, denn die eigene Qµelle 
muss wegen des fortschreitenden Mate­
rialabbaus durch die Hakim aufgegeben 
werden. Oberschönenbuch wird deshalb 
an die Wassergenossenschaft Ibach an­
geschlossen. Gebaut werden ein Stufen­
pumpwerk, ein Reservoir und eine Ver­
bindungsleitung. Die Gesamtkosten be­
laufen sich aufl,134 Mio. Franken. (ste.) 

NACHRICHTEN 

Geschäftshaus 
wird erweitert 

Rothenthurm Paula Schuler-Nigg 
beabsichtigt, das Wohn- und Ge­
schäftshaus an der Hauptstrasse in 
Rothenthurm zu erweitern. Dies ist 
dem heutigen Amtsblatt zu entneh­
men. Damit soll der Platz geschaffen 
werden, den die Schuler Uniformen 
AG dringend benötigt (adm.) 

Neubau mit einem 
Hofladen 

Steinen Baupläne an der Rossberg­
strasse in Steinen: Roland Suter be­
absichtigt, das bestehende Zwei­
familienhaus mit Hofladen an der 
Rossbergstrasse abzubrechen und 
durch einen Neubau zu ersetzen. Das 
entsprechende Baugesuch für das 
Projekt ausserhalb der Bauzone ist 
gemäss Amtsblatt eingereicht wor­
den. (admJ 

Kanton Das Bundesgericht gibt dem Kantonsrat in allen Punkten recht. Die Initiative gegen den 
Lehrplan 21 ist ungültig. Mit der Umsetzung kann begonnen werden. 

Jürg Auf der Maur 

Das Zuwarten hat ein Ende, der Lehr­
plan 21 kann nun auch im Kanton Schwyz 
umgesetzt werden. Das Bundesgericht 
hat eine Beschwerde der Lehrplangeg­
ner in allen Punkten abgewiesen. Sie re­
klamierten, weil der Kantonsrat die im 
Dezember 2014 eingereichte Initiative 
als ungültig erklärte. Auf Antrag der Re­
gierung argumentierte der Kantonsrat 
damals, die Initiative verstosse gegen 
übergeordnetes Recht. 

Der Einführung steht gemäss 
Regierung nichts mehr im Weg 

Diesen Entscheid schützt das höchste 
Schweizer Gericht nun. Die von der Ini­
tiative geopferte Einführung eines Son­
derreferendums im Volksschulgesetz 
hätte nach Auffassung des Bundesge­
richts gegen die Kantonsverfassung ver­
stossen, die das Referendumsrecht aus­
schliesslich und abschliessend regelt. 

Auch der von den Initianten gefor­
derten Teilgültigerklärung der Initiative 

erteilte das Bundesgericht eine Absage. 
Die Initianten hatten gefordert, dass 
mindestens die von ihr verlangte Ab­
schaffung der Schulversuche zur Abstim­
mung gebracht werden. Damit würde 
aber die Einheit der Materie verletzt, da 
es für die Stimmberechtigten nicht er­
sichtlich wäre, über welchen Teil der In­
itiative sie abstimmen würden und wel­
ches die Folgen ihres Entscheids wären. 

Von den Initianten, die vom Urteil 
erst durch die Medien erfahren hatten, 
war gestern noch keine Stellungnahme 
erhältlich. Man werde sich in den nächs­
ten Tagen im Komitee zusammensetzen 
und die Situation besprechen, teilte Ire­
ne Herzog-Feusi, Kopf des Komitees 
«Lehrplan 21 Nein», auf Anfrage mit 
und versprach eine Medienmitteilung 
für die kommenden Tage. 

«Mit der klaren Ablehnung der Be­
schwerde durch das Bundesgericht steht 
der Einführung des Lehrplans 21 auch 
aus juristischer Sicht nichts mehr im 
Weg», teilte die Schwyzer Staatskanzlei 
gestern mit. «Für uns ist das Projekt in-

«Die Schulung 
hat bereits 
begonnen.» 

Michael Stähli 
CVP-Regierungsrat und 
Bildungsdirektor 

haltlich aufgearbeitet», erklärte Bil­
dungsdirektor Michael Stähli bereits ver­
gangene Woche in einem Interview mit 
dem «Boten der Urschweiz». 

Bereits Ende August wurde mit der 
Schulung der Schwyzer Schulleitungen 
begonnen. Anschliessend sollen alle 
Lehrpersonen in Kursen vorbereitet wer­
den, sodass auf Kindergarten- und Pri­
marschulstufe auf das Schuljahr 
2017/2018 und bei der Sekundarschule 
2018/2019 mit der Umstellung gestartet 
werden kann. Stähli: «Wir geben dem 
Projekt aber eine fünfjährige Umset­
zungszeit.» 

Für die Initiative wurden 3038 gülti­
ge Unterschriften eingereicht. Die Ini­
tianten kritisieren den geplanten «stark 
reduzierten Minimal-Lehrstoff in 
Deutsch und Mathematik» und das 
«Verschwinden» vieler Fächer. Weil der 
Lerninhalt in Kompetenzen zerstückelt 
und keine Jahreslernziele mehr vorgege­
ben werden sollen, fehle eine struktu­
rierte, solide Vermittlung von Grundwis­
sen, wurde argumentiert. 

Beschwerde bringt Mehrl(osten 
Kanton Gegen das Provisorium für die Pädagogische Hochschule in Goldau wird Beschwerde geführt. Die 

Regierung geht von Mehrkosten und einem Attraktivitätsverlust aus. 

Jürg Auf der Maur 

Die Pädagogische Hochschule Schwyz 
(PHSZ) ist ein Magnet. Sie platzt aus den 
Nähten. Die Schule wurde für 240 Stu­
dierende konzipiert. Gerechnet wird, 
dass bis 2019 370 Studierende in Goldau 
ein und aus gehen. Schon auf das Schul­
jahr 2016/2017 reicht d'er Platz nicht 
mehr aus. Es braucht Notniassnahmen. 

Deshalb plant die Regierdf% per so­
fort in Goldau ein Provisorium zll'e!stel­
len, um kurzfristig die Bedürfniss~~ !!' 

Hochschule, der Lehrkräfte und der Stu-·, 
dierenden abzudecken. Der Kantonsrat ',. 
hat deshalb einem 3,2-Millionen-Kredit 
zugestimmt, um in unmittelbarer Umge­
bung provisorischen Raum für zusätzli­
che Schulräume, Gruppenräume, Mehr­
zweckräume sowie Sitzungs- und Bera­
tungszimmer zu realisieren. Insgesamt 
sollen 875 zusätzliche Quadratmeter der 
PHSZ zur Verfügung gestellt werden 
können. 

Beschwerde bremst 
das ganze Vorhaben 

Eine Beschwerde bremst eine not$;~dige Ka~azitätserweiteru~; für die Päda;ogische Hochschule Schwyz. In Goldau will der 
. ' 

Nun gerät das Vorhaben aber ins Sto­
cken, wie Bildungsdirektor Michael 
Stähli in der Fragestunde des Kantons­
rates bestätigte. Kantonsrat Adrian 
Durnmermuth ( CVP) erkundigte sich da~ 
bei nach dem Stand einer Beschwerde, 
die wegen des Provisorium-Baus einge­
reicht worden war. 

Diese sei noch hängig, erklärte Stäh­
li und versicherte, die Regierung arbeite 
«mit Hochdruck»,,'daran. Stähli: «Wir 
hoffen nach \I.je ;,or, dass wir uns bald 
mit dem Eip.sprecher einigen können.» 

Bereit(jetzt scheint aber klar, dass es 
in Goldau deswegen zu Bauverzögerun­
gen kommen wird. «Das Projekt wird 

Kanton ein Provisorium bauen, gegen cfas nun Beschwerde geführt wird. Bild: Archiv 

. '""'·,,, 
auch teurer, wenn wir Ausweichlösungen kungai.reden. Beides wollen wirnicht.» sicherlich sechs Jahre Bestand haben 
finden müssen», ergänzte Stähli. Die Su- Der geplante zweistöckige Pavillon-Bau muss. 
ehe nach Ausweichstandorten sei aber ist lediglicll'--eJne Sofortmassnahme 
auch sonst nicht einfach. «Wir suchen gegen den berelts.yorhandenen Platz-
nach Lösungen», so der CVP-Regie- mange!. "" .• , 
rungsrat. Die Regierung sucht jedpch langfris-

tig nach Lösungen für die Entwicklung 
des «Campus Goldau». Hierzu soll bis 
2022 ein Masterplan vorgelegt werden. 
Damit sollen die Raumbedürfnisse für 
die Zukunft der PHSZ abgeklärt werden, 
die dann als Basis für einen Neubau die­
nen würden. Das heisst, dass das Provi­
sorium, das jetzt erstellt werden müsste, 

Ein Masterplan wird 
bis 2022 vorliegen 

Sicher sei, dass die Regierung gegenüber 
dem heutigen Stand der Schule keine 
Verschlechterung wolle. «Entweder 
droht nämlich ein Attraktivitätsverlust 
oder wir müssen über Zutrittsbeschrän-

Provisorien: Verkauf oder 
Weiternutzung 

Die Regierung geht davon aus, dass der 
Pavillon später wieder verkauft werden 
könnte. Möglich sei aber auch, dass Tei­
le der kantonalen Verwaltung zwischen­
zeitlich dort untergebracht werden 
könnten. Das Provisorium könnte, so 
heisst es im Regierungsbeschluss, «auch 
zur Deckung von künftigem kantonalem 
Raumbedarf» benutzt werden. 


